
Informationen für die Antragstellenden 
(muss nicht mit abgegeben werden) 
 
Dieser Antrag gilt nur für die Bundesländer Baden-Württemberg, Brandenburg, Bremen, 
Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen. Dabei kommt es auf den Ort 
der jeweiligen Feuerstätte an, nicht auf den Wohnort der antragstellenden Person. 
 
Für Bayern, Berlin und Nordrhein-Westfalen wenden Sie sich bitte an die zuständigen 
Ministerien/Behörden. 
 
Dieser Antrag gilt nur für Immobilien in Privatbesitz. 
Sofern ein Unternehmen Eigentümer der Immobilie ist oder der Antrag für eine 
Wohnungseigentümergemeinschaft gestellt werden soll, nutzen Sie bitte unser 
Onlineformular. 
Dieses können Sie hier finden und steht allen Antragstellenden offen: 
https://nle-brennstoffhilfe.de 

 
 
Es werden nur Rechnungen mit einem Lieferdatum zwischen dem 01.01.2022 und 01.12.2022 
bezuschusst. Bei Lieferverzögerungen kann bei einer nachgewiesenen Bestellung 
bis 01.12.22 ein Lieferdatum bis zum 31.03.23 berücksichtigt werden. Frühere oder spätere 
Rechnungen können leider nicht bezuschusst werden. 
 
Es ist ein gemeinsamer Antrag je Wohngebäude zu stellen. Werden mehrere Wohngebäude 
mit einer oder mehrere(n) Feuerstätte(n) beheizt, ist für diese Wohngebäude ein gemeinsamer 
Antrag zu stellen. 
 

Bitte fügen Sie alle erforderlichen Nachweise als Kopie bei (keine Originale). Dazu gehören: 
1) Rechnung(en) für die Brennstoffe, 
2) Feuerstättenbescheid, 
3) Kontoauszüge/Kreditkartenabrechnungen/Quittungen, auf denen die Bezahlung 

der Rechnung nachvollziehbar ist. Sie dürfen private weitere Buchungen 
schwärzen. 

4) ggf. Kontoauszug des abweichenden Kontos mit Ihrem Namen und den 
Kontodaten. Sie dürfen private weitere Buchungen schwärzen.  

5) Bestellnachweis, falls die Lieferung nach dem 01.12.2022 war. 
6) Eigenerklärung der/des Direktantragstellenden, in Vertretung der/des 

Direktantragstellenden oder der/des Zentralantragstellenden (Es muss nur die 
zutreffende Eigenerklärung ausgedruckt und unterschrieben werden). 

 
 
  



Die folgenden Seiten zum Datenschutz müssen Sie nicht mit dem Antrag abgeben. 
 
Das Informationsblatt für Mieterinnen und Mieter müssen Sie an Ihre Mieterinnen und/oder 
Mieter weiterleiten, sofern Wohneinheiten vermietet wurden. 
 
Der Antrag auf Härtefallhilfe für private Haushalte für nicht leitungsgebundene Energieträger 
wird maschinell ausgelesen und ist hierfür mit Barcodes und Seitenecken versehen. Die so 
gekennzeichneten Seiten müssen Sie für die Antragstellung einreichen. 
Seite 4 des Antrags mit den Angaben zu den Wohneinheiten kann bei Bedarf mehrfach 
gedruckt und abgegeben werden, sollte Ihr Antrag mehr als vier Wohneinheiten betreffen. 
Ebenso können Sie Seite 5 des Antrags mit den Angaben zu den Rechnungen bei Bedarf 
mehrfach drucken und abgeben, sollte Ihr Antrag mehr als zwei Rechnungen umfassen. 
 
Auf Seite 7 bis 13 sind drei Eigenerklärungen beigefügt. Es muss nur eine der 
Eigenerklärungen ausgedruckt und unterschrieben werden: 

• Sofern keine Wohneinheiten vermietet wurden und Sie den Antrag als alleinige 

Eigentümerin/ alleiniger Eigentümer der Immobilie stellen, unterschreiben Sie bitte die 

Eigenerklärung der/des Direktantragstellenden. 

• Sofern keine Wohneinheiten vermietet wurden und Sie den Antrag in Vertretung der 

alleinigen Eigentümerin / des alleinigen Eigentümers der Immobilie stellen, 

unterschreiben Sie bitte die Eigenerklärung in Vertretung der/des 

Direktantragstellenden.  

• Sofern Wohneinheiten vermietet wurden, unterschreiben Sie bitte die Eigenerklärung 

der/des Zentralantragstellenden. 

Sie müssen alle Kästchen jeweils ankreuzen und die Eigenerklärung unterschreiben. 

 



Datenschutz (muss nicht mit abgegeben werden) 
und allgemeine Informationen zur Umsetzung der datenschutzrechtlichen Vorgaben der Artikel 
12 bis 14 der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) bzgl. Des Onlinedienstes „NLE“ in der 
Freien und Hansestadt Hamburg. 
 

Datenschutzerklärung 

Im Rahmen des digitalen IT-Verfahrens „NLE“ stellen Letztverbraucherinnen und -verbraucher 

von nicht leitungsgebundenen Energieträgern, wie z. B. Heizöl, Pellets und Flüssiggas über 

eine Onlineplattform auf digitalem Wege einen Antrag auf Härtefallhilfen für private Haushal-

tewegen stark gestiegener Energiekosten für leitungsungebundene Energieträger. 

Hierbei müssen personenbezogene Daten der Antragstellenden verarbeitet werden.  
In einem Verwaltungsverfahren sind Daten personenbezogen, wenn sie einer natürlichen Per-
son, einer Körperschaft (z. B. Verein, Kapitalgesellschaft), einer Personenvereinigung oder 
einer Vermögensmasse zugeordnet werden können. Keine personenbezogenen Daten sind 
anonymisierte Daten.  
Wenn Verwaltungsbehörden personenbezogene Daten verarbeiten, bedeutet das, dass sie 
diese Daten z. B. erheben, speichern, verwenden, übermitteln, zum Abruf bereitstellen oder 
löschen.  
Im Folgenden informieren wir Sie als Antragstellende darüber, welche personenbezogenen 
Daten wir beim Dienst „NLE“ erheben, bei wem wir sie erheben und was wir mit diesen Daten 
machen. Außerdem informieren wir Sie über Ihre Rechte in Datenschutzfragen und an wen 
Sie sich diesbezüglich wenden können.  
 

1. Wer sind wir? 

Die Finanzbehörde Hamburg und für sie die Fachliche Leitstelle der Kasse.Hamburg über-

nimmt die verfahrenstechnische Abwicklung der Härtefallhilfe für private Haushalte für nicht 

leitungsgebundene Energieträger und bietet einen sicheren Zugang zur Beantragung von Här-

tefallhilfen für Letztverbraucherinnen und -verbraucher von nicht leitungsgebundenen Ener-

gieträgern. 

 
Damit wir die gewünschten Leistungen für Sie erbringen können, ist es erforderlich, dass Sie 
Ihre Daten zur Verfügung stellen. Wir verarbeiten diese Daten nur im Rahmen Ihres Auftrags 
und verwenden sie nur unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen. 
 

2. Wer ist Ihr Ansprechpartner? 

Fragen in datenschutzrechtlichen Angelegenheiten können Sie an die Finanzbehörde Ham-
burg richten: 
 
Freie und Hansestadt Hamburg 
Finanzbehörde  
Gänsemarkt 36, 
20354 Hamburg 
 
Fachliche Leitstelle (zuständig für die technische Unterstützung):  
Kasse.Hamburg 
Gasstraße 27, 
22765 Hamburg 
 
E-Mail: datenschutz@driveport.de 
 
 



Fachliche Fragen im Zusammenhang mit der Verarbeitung der Daten können Sie an fol-
gende E-Mailadresse senden: 
 
E-Mail: datenschutz@driveport.de 
 
Darüber hinaus können Sie sich an die für die Finanzbehörde Hamburg zuständige/n Daten-
schutzbeauftragte/n wenden:  
 
Finanzbehörde Hamburg  
Behördliche/r Datenschutzbeauftragte/r  
Postfach 301741, 
20306 Hamburg 
E-Mail: fbbehoerdlichedatenschutzbeauftragte@fb.hamburg.de 

Für Anträge aus den Bundesländern: Baden-Württemberg, Brandenburg, Hessen, Rhein-

land-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen: 

 
Für alle Verarbeitungen im Zusammenhang mit der Antragsprüfung und Antragsbescheidung 
im elektronischen Fachverfahren NLE ist die Finanzbehörde Hamburg nicht die verantwortli-
che Stelle. Bitte wenden Sie sich an die bescheidende Behörde in Ihrem Bundesland (Bewilli-
gungsstelle). Hierzu finden Sie unter folgendem Link die/den für Sie zuständige/n Daten-
schutzbeauftragte/n: 
https://driveport.de/pdf/Datenschutzverantwortliche.pdf 
 

3. Zu welchem Zweck verarbeiten wir die personenbezogenen Da-
ten der beantragenden Personen? 

Die personenbezogenen Daten werden im Dienst „NLE“ erhoben und verarbeitet, um im Rah-

men des Fachverfahrens die Umsetzung die Auszahlung aus dem 

Härtefallhilfefonds für Leitungsungebundene Energieträger BT-Dr. 20/4911 zu ermöglichen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass der Bund für die Verwendung der WSF-Mittel eine Erfolgs-

kontrolle und Evaluation der Härtefallhilfen nach den Vorschriften der DSGVO durchführen 

muss und die Weitergabe Ihrer Daten zu diesem Zwecke erforderlich ist. 

 

4. Welche personenbezogenen Daten verarbeiten wir?  

Wir verarbeiten folgende personenbezogene Daten: Antragsdatum, Daten der beantragenden 

Person bzw. Vertretung (Name, Vorname, Geburtsdatum, Adresse, Email, Telefon, Daten zur 

Größe des Gebäudes, Adresse des Gebäudes, Namen von Mietern Steueridentifikationsnum-

mer, IBAN, Feuerstättenbescheid). 

 

5. Wie verarbeiten wir diese Daten? 

In dem Onlinedienst „NLE“ werden personenbezogene Daten der beantragenden Personen 

verarbeitet. Mit Klick auf „Einreichen“ übermitteln Sie die meldepflichtigen Daten zu der für Sie 

zuständigen Bewilligungsstelle. Dort erfolgt die weitere Bearbeitung im elektronischen Fach-

verfahren „NLE. Wir setzen dabei technische und organisatorische Sicherheitsmaßnahmen 

ein, um die personenbezogenen Daten gegen unbeabsichtigte oder unrechtmäßige Vernich-

tung, Verlust oder Veränderung sowie gegen unbefugte Offenlegung oder unbefugten Zugang 

zu schützen. Unsere Sicherheitsstandards entsprechen stets den aktuellen technologischen 

Entwicklungen. 

 

 

 



Für Anträge aus den Bundesländern: Hamburg, Bremen, Schleswig-Holstein, Niedersachsen 

und Mecklenburg-Vorpommern: 

In der Sachbearbeitung durch die verantwortliche Stelle (Finanzbehörde Hamburg / 

Kasse.Hamburg) werden die Daten in dem elektronischen Fachverfahren NLE verarbeitet.  

 

Für Anträge aus den Bundesländern: Baden-Württemberg, Brandenburg, Hessen, Rheinland-

Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen: 

In der Sachbearbeitung durch die verantwortliche Stelle (Bewilligungsstelle des jeweiligen Lan-

des) werden die Daten in dem elektronischen Fachverfahren NLE verarbeitet. 

 

6. Unter welchen Voraussetzungen dürfen wir die Daten an Dritte 
weitergeben?  

Alle personenbezogenen Daten, die uns in einem Verwaltungsverfahren bekannt geworden 
sind, dürfen wir nur dann an andere Personen oder Stellen weitergeben, wenn Sie der Weiter-
gabe zugestimmt haben oder die Weitergabe gesetzlich zugelassen ist.  
 

7. Wie lange speichern wir Ihre Daten? 

Ihre personenbezogenen Daten werden so lange gespeichert, wie es für die Erfüllung unserer 
Aufgaben nach Maßgabe Artikel 17 Absatz 1 der DSGVO insbesondere für die Durchführung 
von Verwaltungsverfahren einschließlich hiermit zusammenhängender Gerichtsverfahren so-
wie zur Einhaltung archivrechtlicher Aufbewahrungsfristen erforderlich ist.  
Ihre personenbezogenen Daten sind gemäß Artikel 17 Absatz 1 a der DSGVO zu löschen, 
wenn der Zweck, für die sie erhoben oder auf sonstige Weise verarbeitet wurden, nicht mehr 
notwendig sind. Die Löschung dieser Daten ist gemäß § 257 Abs. 4 Handelsgesetzbuch (HGB) 
spätestens 10 Jahre nach Abschluss des Antragsverfahrens vorzunehmen, es sei denn, dass 
andere Rechtsvorschriften eine kürzere oder längere Aufbewahrung vorsehen. 
 

8. Welche Rechte (Auskunftsrecht, Widerspruchsrecht usw.) haben 
Sie? 

Sie haben nach der DSGVO verschiedene Rechte. 

Einzelheiten ergeben sich insbesondere aus Artikel 15 bis 18 und 21 der DSGVO. 

▪ Recht auf Auskunft - Sie können Auskunft über Ihre von uns verarbeiteten personenbe-

zogenen Daten verlangen. In Ihrem Auskunftsantrag sollten Sie Ihr Anliegen präzisieren, 

um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 

dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren und zum Verfah-

rensabschnitt gemacht werden.  

▪ Recht auf Berichtigung - Sollten die Sie betreffenden Angaben nicht (mehr) zutreffend 

sein, können Sie eine Berichtigung verlangen. Sollten Ihre Daten unvollständig sein, kön-

nen Sie eine Vervollständigung verlangen.  

▪ Recht auf Löschung - Sie können die Löschung Ihrer personenbezogenen Daten verlan-

gen. Ihr Anspruch auf Löschung hängt u. a. davon ab, ob die Sie betreffenden Daten von 

uns zur Erfüllung unserer gesetzlichen Aufgaben noch benötigt werden.  

▪ Recht auf Einschränkung der Verarbeitung - Sie haben das Recht, eine Einschränkung 

der Verarbeitung der Sie betreffenden Daten zu verlangen. Die Einschränkung steht ei-

ner Verarbeitung nicht entgegen, soweit an der Verarbeitung ein wichtiges öffentliches 

Interesse besteht.  

▪ Recht auf Widerspruch - Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus Ihrer besonde-

ren Situation ergeben, jederzeit der Verarbeitung der Sie betreffenden Daten zu wider-

sprechen. Allerdings können wir dem nicht nachkommen, wenn an der Verarbeitung ein 



überwiegendes öffentliches Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur Verar-

beitung verpflichtet. 

 

Um die oben genannten Rechte wahrzunehmen können Sie sich an die folgende E-

Mailadresse wenden: 

 

E-Mail: datenschutz@driveport.de 

 

▪ Recht auf Beschwerde 

Wenn Sie der Auffassung sind, dass wir Ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang 

nachgekommen sind, können Sie bei der zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörde Be-

schwerde einlegen. 

 

Für Anträge aus den Bundesländern: Hamburg, Bremen, Schleswig-Holstein, Niedersach-

sen und Mecklenburg-Vorpommern: 

 

Der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit 

Ludwig-Erhard-Str. 22, 

20459 Hamburg 

 

Tel.: (040) 4 28 54 - 40 40 E-Fax: (040) 4 279 – 11811 

E-Mail: mailbox@datenschutz.hamburg.de 

Internet: https://datenschutz-hamburg.de/ 

 

Für Anträge aus den Bundesländern: Baden-Württemberg, Brandenburg, Hessen, Rhein-

land-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen: 

 

Hier finden Sie die für ihr Bundesland zuständige Datenschutzsaufsichtbehörde: 

 

https://www.bfdi.bund.de/DE/Service/Anschriften/Laender/Laender-node.html 

 

 

Allgemeine Hinweise zu diesen Rechten  
 

In einigen Fällen kann und darf Ihrem Anliegen nicht entsprochen werden. Sofern dies ge-

setzlich zulässig ist, wird Ihnen in diesem Fall immer den Grund für die Verweigerung mitge-

teilt.  

 

Sie erhalten aber grundsätzlich innerhalb eines Monats nach Eingang Ihres Anliegens eine 

Antwort. Sollte die abschließende Klärung länger dauern, erhalten Sie eine Zwischennach-

richt. 

 



Informationen des BMWK gemäß Artikel 14 DSGVO  
(muss nicht mit abgegeben werden) 
 
Die Härtefallhilfen für private Haushalte wegen stark gestiegener Energiekosten für nicht lei-
tungsgebundene Energieträge werden mit Bundesmitteln finanziert und nach bundeseinheitli-
chen Kriterien gewährt. Daher muss das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 
(„BMWK“) eine Erfolgskontrolle (§ 7 BHO) und wissenschaftliche Evaluation der Härtefallhilfen 
durchführen. Um diese Maßnahmen durchzuführen, verarbeitet nicht nur die Bewilligungsstelle 
bzw. Auszahlungsstelle des für Ihren Antrag zuständigen Landes, sondern auch das BMWK 
bestimmte personenbezogene Daten. Daher informieren wir Sie im Folgenden auch gemäß 
Art. 14 DSGVO über die Verarbeitung von personenbezogenen Daten durch das BMWK: 
 
I. Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen: 
Für die Daten, die zum Zwecke der Evaluation an das BMWK weitergeleitet werden ist daten-
schutzrechtlich verantwortlich: 
Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 
Scharnhorststr. 34-37 
10115 Berlin 
Telefon: +49-(0)30 18 615-0 
Fax: +49-(0)30 18 615-7010 
E-Mail: info@bmwk.bund.de 
 
II. Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten: 
Beauftragte für den Datenschutz im BMWK: 
Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 
Scharnhorststr. 34-37 
10115 Berlin 
Telefon: +49-(0)30 18 615-0 
E-Mail: datenschutzbeauftragte@bmwk.bund.de 
 
III. Zwecke, für die die personenbezogenen Daten verarbeitet werden sollen, sowie 
die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung: 
Das BMWK führt nach Abschluss der Verwaltungsverfahren zu den Härtefallhilfen eine Er-
folgskontrolle (§ 7 BHO) und wissenschaftliche Evaluation der Härtefallhilfen für private Haus-
halte durch. Zu diesem Zweck sollen die personenbezogenen Daten verarbeitet werden, in-
dem die personenbezogenen Daten vor der Evaluation/Erfolgskontrolle anonymisiert werden. 
Die Datenverarbeitung stützt sich auf Art. 6 Abs. 1 lit. e DSGVO, § 3 BSDG, § 7 Abs. 2 S. 1 
BHO. 
 
IV. Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden: 
Zum Zweck der Erfolgskontrolle und wissenschaftlichen Evaluation werden personenbezo-
gene Daten aus dem Verwaltungsverfahren zum Förderprogramm der Härtefallhilfen verarbei-
tet. Dies umfasst die Daten, die der Antragsteller zur Beantragung der Fördermittel angegeben 
hat, Daten über die Bewilligung und Auszahlung der Förderung, bspw. Liefer-/Beschaffungs-
zeitpunkt, Liefermenge, Art und Preis der Energieträger für die eine Förderung beantragt 
wurde, sowie Daten zum Verfahren wie z.B. Antragsnummer, Datum des Antrags, die Post-
leitzahl der Immobilie, an der sich die Feuerstätte befindet, und zuständige Bewilligungsstelle. 
Personenbezogene Daten die für die Erfolgskontrolle und wissenschaftliche Evaluation nicht 
erforderlich sind, werden nicht verarbeitet. 
 
V. Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten 
Das BMWK wird die personenbezogenen Daten anonymisieren, bevor der Datensatz von ei-
nem unabhängigen wissenschaftlichen Institut evaluiert wird. Die Anonymisierung wird das 
BMWK entweder unmittelbar durchführen oder durch einen Auftragnehmer durchführen lassen. 
 



 
VI. Speicherdauer 
Die personenbezogenen Daten werden vom BMWK anonymisiert und die Evaluation auf 
Grundlage des anonymisierten Datensatzes durchgeführt. Nach Abschluss der Anonymisie-
rung werden personenbezogene Daten vom BMWK gelöscht. 
 
VII. Betroffenenrechte 
Sie haben im gesetzlichen Umfang nach der DSGVO folgende Rechte hinsichtlich der Sie 
betreffenden personenbezogenen Daten: 

• Recht auf Auskunft, 
• Recht auf Berichtigung, 
• Recht auf Löschung, 
• Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, 
• Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung 
• Recht auf Datenübertragbarkeit. 

Ihnen steht zudem gemäß Art. 77 DSGVO ein Beschwerderecht bei einer datenschutzrechtli-
chen Aufsichtsbehörde zu. 
Sie können sich mit Fragen und Beschwerden zum Datenschutz auch an die/den unter II. ge-
nannten Datenschutzbeauftragte/n im BMWK wenden. 
 
IX. Quelle der personenbezogenen Daten 
Die Daten wurden von den Ländern im Zuge der Antragstellung, Verarbeitung und Umsetzung 
der Härtefallhilfen erhoben und werden zum Zweck der Erfolgskontrolle und wissenschaftli-

chen Evaluation an das BMWK übertragen. 
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Sofern Wohneinheiten vermietet wurden, sind Sie verpflichtet, 
dieses Informationsblatt an Ihre Mieterinnen und/oder Mieter 

weiterzuleiten. 
 

 
 

Härtefallhilfen für Privathaushalte 

wegen stark gestiegener Energiekosten für nicht 

leitungsgebundene Energieträger 
 

 

Informationsblatt für Mieterinnen und Mieter 
 
 
Sie als Mieterin oder Mieter fürchten, dass Sie für das Jahr 2022 höhere Heizkosten 

zahlen müssen oder haben eventuell sogar schon eine Nachzahlung für das Jahr 2022 

leisten müssen? Sie haben nicht von der Dezember-Soforthilfe für Gas und Wärme profitiert, 

weil Ihr Vermieter 1 mit anderen, sogenannten nicht leitungsgebundenen Energieträgern heizt 

(z.B. Heizöl, Flüssiggas und verschiedene Holzarten)? Ihr Vermieter kann Ihnen jetzt 

helfen, Ihre Belastung zu verringern, nämlich mithilfe der Härtefallhilfen für 

Privathaushalte des Bundes („Härtefallhilfen“). 

 

 
Diese Informationen sind unverbindlich. Sie stellen keine Rechtsberatung dar. 

 
 

Wieso bekomme ich dieses Schreiben? 
 

Sie erhalten dieses Schreiben, weil Ihr Vermieter einen Antrag auf Härtefallhilfen für Ihren 

Haushalt gestellt hat und diese Härtefallhilfen bekommen hat. Sie mussten selber keinen 

Antrag auf die Härtefallhilfen stellen, weil Ihr Vermieter die Heizung in Ihrem Haus betreibt. 

 
 

Wie und wann bekomme ich die Härtefallhilfen? 
 

Ihr Vermieter muss die Härtefallhilfen an Sie weiterleiten. Dies geschieht in der Regel 

im Rahmen der nächsten Heizkostenabrechnung. Ihr Vermieter ist im Regelfall nach der 

Heizkostenverordnung dazu verpflichtet, einmal im Jahr Ihre Heizkosten mit Ihnen 

abzurechnen. 2 
 
 
 

1 Dieses Informationsblatt nutzt zur besseren Verständlichkeit und Übersichtlichkeit die männliche 
Form. Mit dieser Form sind alle Geschlechter gleichermaßen gemeint. 
2 Insbesondere im Anwendungsbereich der Heizkostenverordnung kraft Gesetzes (vgl. § 2 
Heizkostenverordnung) und im Übrigen – wenn eine Umlage vertraglich vereinbart ist – nach § 556 
Absatz 3 Satz 1 BGB). 
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Wann genau Sie die Härtefallhilfen bekommen, hängt davon ab, wann Ihre nächste 

Heizkostenabrechnung kommt. Das ist nicht einheitlich. Viele Vermieter rechnen für den 

Zeitraum vom 1. Januar bis zum 31. Dezember eines Jahres ab. Die Abrechnung kann aber 

auch für andere Zeiträume erfolgen, also zum Beispiel vom 1. Oktober bis 30 September. 

Die Vermieter haben dann ein Jahr Zeit, Ihnen diese Abrechnung mitzuteilen. In fast 

allen Fällen bekommen Mieter ihre Heizkostenabrechnung für denselben Zeitraum wie im 

letzten Jahr. 

 
 
Was muss ich jetzt tun? 
 

In vielen Fällen reicht es, wenn Sie auf die nächste Heizkostenabrechnung warten und 

nichts weiter tun. Denn oft enthält die letzte Heizkostenabrechnung noch gar nicht die im 

Jahr 2022 angefallenen besonders hohen Heizkosten, für die der Vermieter jetzt diese 

Härtefallhilfen erhalten hat. In der nächsten Heizkostenabrechnung werden Sie dann nicht 

mit diesen besonders hohen Heizkosten belastet, weil der Vermieter Ihnen darin die 

Härtefallhilfen weiterleitet. 

 

 
Bitte beachten Sie: Die Härtefallhilfen sollen Sie wegen der im Jahr 2022 gestiegenen 

Heizkosten entlasten. Heizen ist aber auch in diesem Jahr teurer geworden. Es lohnt sich 

deshalb, beim Heizen weiter zu sparen. 

 

 

Ich muss für Heizkosten schon jetzt deutlich mehr zahlen als sonst: 

Kann ich schon früher entlastet werden? 

 

Es kann sein, dass Sie schon jetzt höhere Kosten haben. Zum Beispiel in folgenden Fällen: 

1. Sie haben bereits eine Heizkostenabrechnung für das Jahr 2022 erhalten, mussten 

eine Nachzahlung zahlen und der Vermieter hat die Vorauszahlungen für Heizkosten 

erhöht oder 

2. Sie haben mit dem Vermieter freiwillig vereinbart, die Vorauszahlungen für 

Heizkosten zu erhöhen, weil Sie auch im nächsten Jahr mit hohen Heizkosten 

rechnen. 

 

 
Sie können Ihren Vermieter kontaktieren (z.B. per E-Mail oder Brief) und darum bitten 

zu prüfen, ob eine einvernehmliche Anpassung der Vorauszahlungen erfolgen kann. 

Dabei können Sie auf dieses Informationsblatt verweisen. 

 

 
Eine Verringerung der Vorauszahlungen kann in Betracht kommen, wenn Vorauszahlungen 

vereinbart sind, die die zu erwartenden Kosten übersteigen. 
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Besonderheiten bei bestimmten Sozialleistungen 

Wenn Ihre Heizkosten im Jahr 2022 ganz oder teilweise bei staatlichen Leistungen zum 

Lebensunterhalt als Bedarf berücksichtigt wurden, können die Härtefallhilfen auf diese 

staatlichen Leistungen zum Lebensunterhalt angerechnet werden. 

 
 

Von dieser Besonderheit sind Sie möglicherweise betroffen, wenn Sie folgende 

Leistungen im Jahr 2022 bezogen haben: 

• Grundsicherung bzw. Bürgergeld nach dem SGB II, 

• Hilfe zum Lebensunterhalt oder Grundsicherung im Alter und bei 

Erwerbsminderung nach dem SGB XII, 

• Ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem 

Bundesversorgungsgesetz, 

• Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz. 
 

 
Die Heizkosten, für die Ihr Vermieter die Härtefallhilfen erhält, müssen im Rahmen dieser 

Leistungen als Bedarf berücksichtigt worden sein. Ihre Sozialleistungs- Behörde 

entscheidet darüber, ob die Härtefallhilfen auf diese staatlichen Leistungen zum 

Lebensunterhalt angerechnet werden. 

 

 
Nach den jeweils geltenden Gesetzen müssen Sie Ihrer Sozialleistungs- Behörde 

jedes Jahr einmal Ihre Heizkostenabrechnung schicken. Das gilt auch, wenn Sie 

vom Vermieter nun die Härtefallhilfen erhalten. 

Ausnahme: Wenn Ihr Vermieter Ihre Vorauszahlungen („Abschläge“) während des 

Jahres verringert (siehe Ausnahme auf Seite 2), müssen Sie dies Ihrer 

Sozialleistungs-Behörde getrennt und unverzüglich mitteilen. 
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Weitere Informationen zu den Härtefallhilfen für Privathaushalte 

Im Jahr 2022 sind die Energiekosten bei sogenannten nicht leitungsgebundenen 

Energieträgern (z.B. Heizöl, Flüssiggas oder Holzpellets) zeitweise stark gestiegen. Um private 

Haushalte zu entlasten, die von diesen Kostensteigerungen betroffen waren, stellt der Bund 

bis zu 1,8 Mrd. Euro für ein Härtefallprogramm zur Verfügung: die Härtefallhilfen für 

Privathaushalte. Die Länder und ihre Bewilligungsstellen führen das Programm durch. So 

werden Privathaushalte entlastet, die mit sogenannten nicht leitungsgebundenen 

Energieträgern heizen. Das sind: Heizöl, Flüssiggas, Holzpellets, Holzhackschnitzel, 

Holzbriketts, Scheitholz und Kohle/Koks. 

 

 
Die Härtefallhilfen für Privathaushalte werden allerdings nur unter bestimmten 

Voraussetzungen gewährt. Dazu zählen unter anderem: 

• Die geförderten Energieträger sind: Heizöl, Flüssiggas, Holzpellets, 

Holzhackschnitzel, Holzbriketts, Scheitholz und Kohle / Koks. 

• Die Härtefallhilfen sind eine einmalige Entlastung für besonders hohe Energiekosten, 

die zwischen dem 1. Januar 2022 und dem 1. Dezember 2022 entstanden sind. 

• Eine Verdopplung der Energiekosten muss selbst getragen werden. Daher werden 

Sie nur von Kosten entlastet, die über eine Verdopplung hinaus gehen. 

• Die Verdopplung wird auf Grundlage des durchschnittlichen Preisniveaus von 2021 

bestimmt. Hierfür legt das Programm Referenzpreise für die einzelnen Energieträger 

fest. 

 

 
Das Vorliegen dieser Voraussetzungen kann unverbindlich mit dem Online-Rechner des 

Bundes oder eines Landes geprüft werden. 

Nur wenn diese und weitere Voraussetzungen erfüllt werden, werden die 

Härtefallhilfen ausgezahlt. 

 

 
Antworten auf weitere Fragen und alle Einzelheiten des Programms können den FAQs 

entnommen werden:  

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Artikel/Energie/haertefallhilfen.html. 



                                                                                                                    Seite 1 

  

 

 

 

 

Antrag auf Härtefallhilfe für private Haushalte für 

nicht leitungsgebundene Energieträger 
 

DRIVEPORT 

Gasstr. 27 

22222 Hamburg 

 

 

Hinweis: Das Formular ist in Blockschrift auszufüllen! 

 

Wie lautet die Adresse des Gebäudes? 

In welchem Bundesland steht das Gebäude, für das Sie den Antrag stellen möchten? 

☐ Baden-Württemberg   ☐ Rheinland-Pfalz 

☐ Brandenburg    ☐ Saarland 

☐ Bremen    ☐ Sachsen 

☐ Hamburg    ☐ Sachsen-Anhalt 

☐ Hessen    ☐ Schleswig-Holstein 

☐ Mecklenburg-Vorpommern  ☐ Thüringen 

☐ Niedersachsen 

 

 

Straße  
 

 

Hausnummer (von)   (bis)  
(z. B. von 125a bis 125e)  

 

 

Postleitzahl  

 

 

Ort   

Bitte freihalten 
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Ihre Daten als Antragsstellende 

☐ Ich bin Eigentümer/Eigentümerin der Immobilie 

☐ Ich stelle den Antrag in Vertretung der Eigentümerin / des Eigentümers 

 

Nur im Vertretungsfall auszufüllen: 

 

 

Vorname  

 

 

Nachname  

 

 

Geburtsdatum 
(z. B. 31.03.2023) 

 

 

 

Steueridentifikationsnummer   

 

Geburtsdatum 
(z. B. 31.03.2023) 

 

Titel (optional)  

 

 

Vorname  

 

 

Namensvorsatz (optional)  

 

 

Nachname  

 

 

Straße 

 

 

Hausnummer   Adresszusatz (optional)  

 

 

Postleitzahl  Ort  

 

 

Land  Telefon 
(ohne Trennzeichen)  
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Bankverbindung für Auszahlung der Hilfe: 

 

IBAN  

 

 

☐  Die Rechnung(en) wurde(n) nicht von diesem Auszahlungskonto bezahlt. 

Bei abweichendem Konto: Bitte fügen Sie einen Kontoauszug des abweichenden Kontos mit 

Ihrem Namen und den Kontodaten bei. Sie dürfen private weitere Buchungen 

schwärzen. Bitte begründen Sie, warum die Auszahlung nicht auf die gleiche IBAN erfolgen 

kann.  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Struktur des Gebäudes 

Wieviel Quadratmeter des Gebäudes werden insgesamt beheizt? 

 

m² 

 

Ist das Gebäude ein von Ihnen ausschließlich selbst bewohntes, privates Eigenheim?  

☐ Ja 

☐ Nein, es gibt mehrere Wohneinheiten, Mietende oder nicht für Wohnzwecke genutzte 

Flächen (Bitte füllen Sie im Fall von mehreren Wohneinheiten/Mietenden außerdem 
das Blatt Wohneinheiten aus) 

 
 
Wenn Nein:  

Wohnen Sie selbst in dem Gebäude? 

 

☐ Ja, auf  m² 

☐ Nein 
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Geben Sie Details für die Wohneinheiten an. Andere Gebäudeteile wie z.B. Lager oder 

Büros bitte nicht angegeben. 
(Bei mehr als 4 Wohneinheiten kann diese Seite mehrfach ausgedruckt und beigefügt werden) 

 

 

 

 

Mieter/Mieterin Nachname 

 

 

Mieter/Mieterin Vorname 

 

 

Fläche in m² 

 

 

 

 

Mieter/Mieterin Nachname 

 

 

Mieter/Mieterin Vorname 

 

 

Fläche in m² 

 

 

 

 

Mieter/Mieterin Nachname 

 

 

Mieter/Mieterin Vorname 

 

 

Fläche in m² 

 

 

 

 

Mieter/Mieterin Nachname 

 

 

Mieter/Mieterin Vorname 

 

 

Fläche in m² 
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Bitte füllen Sie diese Angaben für jede Rechnung und jeden Brennstoff einmal aus.  
(Bei mehr als 2 Rechnungen kann diese Seite mehrfach ausgedruckt und beigefügt werden) 

 
Sollte eine Rechnung verschiedene Brennstoffe beinhalten, erfassen Sie diese bitte mehrfach und tragen den 

jeweiligen Bruttobetrag je Brennstoff ein.  

 

 

 

Brennstofftyp    Lieferdatum  

☐ Heizöl 

☐ Holzpellets  Menge  

☐ Kohle/Koks 

☐ Holzhackschnitzel Bruttobetrag  

☐ Holzbriketts 

☐ Flüssiggas  Rechnungsnummer 

☐ Scheitholz    

 

 

Name des Rechnungsstellers 

 

 

Umsatzsteuer-ID/Steuernummer Rechnungssteller  

 

 

 

 

Brennstofftyp    Lieferdatum 

☐ Heizöl 

☐ Holzpellets  Menge  

☐ Kohle/Koks 

☐ Holzhackschnitzel Bruttobetrag  

☐ Holzbriketts 

☐ Flüssiggas  Rechnungsnummer 

☐ Scheitholz    

 

 

Name des Rechnungsstellers 

 

 

Umsatzsteuer-ID/Steuernummer Rechnungssteller  
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Anlagen 

Bitte fügen Sie nur Kopien und Originale bei. 

 
☐ Rechnung(en) für die Brennstoffe.  

Anzahl:  

☐ Feuerstättenbescheid 

☐ Kontoauszüge/Kreditkartenabrechnungen/Quittungen, auf denen die Bezahlung der 

Rechnung nachvollziehbar ist.  

Anzahl:  

☐ ggf. Kontoauszug des abweichenden Kontos mit Ihrem Namen und den Kontodaten. 

Sie dürfen private weitere Buchungen schwärzen.  

 

☐ ggf. Bestellnachweis, falls die Lieferung nach dem 01.12.2022 war. 

 

☐ Eigenerklärung der/des Direktantragstellenden, in Vertretung der/des 

Direktantragstellenden oder der/des Zentralantragstellenden (Es muss nur die 
zutreffende Eigenerklärung ausgedruckt und unterschrieben werden). 

 

 

 

 

Ich akzeptiere die Datenschutzerklärung. 

Mir ist bewusst, dass durch unrichtige oder unvollständige Angaben in diesem Antrag der 

Straftatbestand des Betruges gemäß § 263 StGB verwirklicht sein kann. Ein Betrug kann mit 

Freiheitsstrafe von bis zu 5 Jahren (im besonders schweren Fall bis zu 10 Jahren) oder mit 

Geldstrafe bestraft werden. Auch der versuchte Betrug ist strafbar. 

 

 

 

       

Ort, Datum          Unterschrift 
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Sofern keine Wohneinheiten vermietet wurden und Sie den Antrag als Eigentümerin/ 

Eigentümer der Immobilie stellen, unterschreiben Sie bitte die folgende Eigenerklärung 

der/des Direktantragstellenden. 

Die Eigenerklärung in Vertretung der/des Direktantragstellenden und die Eigenerklärung 

der/des Zentralantragstellenden werden in diesem Fall nicht benötigt. 

 

Eigenerklärung der/des Direktantragstellenden 

Allgemeine Erklärung der/des Antragstellenden (bitte jeweils ankreuzen) 

☐ Ich bestätige, dass ich die Feuerstätte(n) des Privathaushalts, für den ich diesen 

Antrag stelle, betreibe beziehungsweise gemeinsam mit anderen betreibe und für die 
anderen Betreiber/innen vertretungsbefugt bin. 

☐  Ich bestätige, dass sich die Feuerstätte(n), für die ich diesen Antrag stelle, in dem 

Bundesland befindet/n, bei dem ich diesen Antrag stelle. 

☐ Ich erkläre, dass ich keinen weiteren Antrag auf Härtefallhilfen für den Privathaushalt, 

für den ich diesen Antrag stelle, gestellt habe und stellen werde, weder in diesem, noch 

in einem anderen Bundesland.  

☐ Ich versichere, dass die Kosten, für die diese Härtefallhilfen beantragt werden, bei der 

Gewährung von staatlichen Leistungen zum Lebensunterhalt nicht als Bedarf 

berücksichtigt werden. Staatliche Leistungen zum Lebensunterhalt im Sinne dieser 

Erklärungen sind Grundsicherung beziehungsweise Bürgergeld nach dem SGB II, Hilfe 

zum Lebensunterhalt oder Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach 

dem SGB XII, von ergänzender Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem 

Bundesversorgungsgesetz sowie Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz. 

☐ Ich nehme zur Kenntnis, dass diese Härtefallhilfen nur für Privathaushalte bestimmt 

sind. Privathaushalt ist eine aus einer oder mehreren natürlichen Personen 

bestehende, räumlich und wirtschaftlich abgegrenzte Einheit, in der vor allem die 

Bedürfnisse des täglichen Bedarfs gedeckt werden, von der aus in der Regel die 

Gestaltung des beruflichen und sozialen Lebens erfolgt und die nicht oder nur in 

unwesentlichem Umfang zu gewerblichen oder beruflichen Zwecken genutzt werden.  

Vor diesem Hintergrund versichere ich, dass in dem Privathaushalt, für den ich die 

Härtefallhilfen beantrage, nicht mehr als ein Arbeitszimmer je erwerbstätiger Person 

betrieben wird, höchstens aber zwei Arbeitszimmer für den Privathaushalt insgesamt. 

☐ Ich bestätige, dass der angegebene Rechnungsbetrag korrekt ist und von mir bzw. dem 

Privathaushalt, für den ich die Härtefallhilfen beziehe, gezahlt wurde. 

☐ Ich bestätige, dass das angegebene Datum der Lieferung korrekt ist. Soweit 

stattdessen das Datum der Bestellung zum Nachweis des Härtefalls angegeben wurde, 

bestätige ich, dass das Datum der Bestellung korrekt ist und mir der bestellte 

Energieträger bis spätestens zum 31. März 2023 geliefert wurde.  
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☐ Ich bestätige, dass der angegebene Vertragspartner der berücksichtigten 

Liefervereinbarung korrekt ist. 

☐ Ich bestätige, dass die eingereichten Nachweise echt sind und von mir nicht verfälscht 

wurden.  

☐ Ich bestätige, dass mir keine Anhaltspunkte bekannt sind, wonach die von mir 

eingereichten Nachweise von einer anderen Person verfälscht wurden. 

☐ Ich erkläre, dass ich keinen weiteren Antrag auf Härtefallhilfen für einen anderen 

Wohnsitz gestellt habe und auch in Zukunft keinen weiteren Antrag für einen anderen 

Wohnsitz stellen werde (z.B. Zweitwohnsitz). 

☐ Ich erkläre, dass ich zwischen dem 1. Januar und 1. Dezember 2022 nicht umgezogen 

bin, oder, wenn ich in diesem Zeitraum umgezogen bin, dass ich keinen weiteren 

Antrag auf Härtefallhilfen für meinen alten beziehungsweise neuen Wohnsitz (je 

nachdem wofür dieser Antrag gestellt wird) gestellt habe oder stellen werde. 

☐ Ich erkläre mich einverstanden, dass die Finanzbehörden von der Verpflichtung zur 

Wahrung des Steuergeheimnisses gegenüber den Bewilligungsstellen und 

Auszahlungsstellen befreit werden, soweit es sich um Angaben oder Daten der/des 

Antragstellenden handelt, die für die Identifikation zum Zwecke der Beantragung der 

Härtefallhilfen von Bedeutung sind (§ 30 Abs. 4 Nr. 3 AO). 

☐ Ich bestätige die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben in diesem Antrag. Mir ist 

bekannt, dass durch unrichtige oder unvollständige Angaben in diesem Antrag der 

Straftatbestand des Betruges gemäß § 263 StGB verwirklicht sein kann, dass ein 

Betrug mit Freiheitsstrafe von bis zu 5 Jahren (im besonders schweren Fall bis zu 10 

Jahren) oder mit Geldstrafe bestraft werden kann und dass auch der versuchte Betrug 

strafbar ist. 

 

 

 

       

Ort, Datum          Unterschrift 
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Sofern keine Wohneinheiten vermietet wurden und Sie den Antrag in Vertretung der 

Eigentümerin / des Eigentümers der Immobilie stellen, unterschreiben Sie bitte die folgende 

Eigenerklärung in Vertretung der/des Direktantragstellenden. 

Die Eigenerklärung der/des Direktantragstellenden und die Eigenerklärung der/des 

Zentralantragstellenden werden in diesem Fall nicht benötigt. 

 

Eigenerklärung in Vertretung der/des Direktantragstellenden 

Allgemeine Erklärungen der/des Vertretungsbefugten für den/die Antragstellende (bitte 

jeweils ankreuzen)  

☐ Ich bestätige, dass ich für die/den Antragstellende/n vertretungsbefugt bin. 

☐ Ich bestätige, dass der/die Antragstellende, für den/die ich diesen Antrag stelle, die 

Feuerstätte(n) des Privathaushalts betreibt beziehungsweise gemeinsam mit anderen 

betreibt und der/die Antragstellende für die anderen Betreiber/innen vertretungsbefugt 

ist. 

☐ Ich bestätige, dass sich die Feuerstätte(n), für die dieser Antrag gestellt wird, in dem 

Bundesland befindet/n, bei dem dieser Antrag gestellt wird. 

☐ Ich bestätige, dass der/die Antragstellende keinen weiteren Antrag auf Härtefallhilfen 

für den Privathaushalt gestellt hat, für den dieser Antrag gestellt wird.  

☐ Ich versichere, dass die Kosten, für die diese Härtefallhilfen beantragt werden, bei der 

Gewährung von staatlichen Leistungen zum Lebensunterhalt nicht als Bedarf 

berücksichtigt werden. Staatliche Leistungen zum Lebensunterhalt im Sinne dieser 

Erklärungen sind Grundsicherung beziehungsweise Bürgergeld nach dem SGB II, Hilfe 

zum Lebensunterhalt oder Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach 

dem SGB XII, von ergänzender Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem 

Bundesversorgungsgesetz sowie Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz. 

☐ Ich nehme zur Kenntnis, dass diese Härtefallhilfen nur für Privathaushalte bestimmt 

sind. Privathaushalt ist eine aus einer oder mehreren natürlichen Personen 

bestehende, räumlich und wirtschaftlich abgegrenzte Einheit, in der vor allem die 

Bedürfnisse des täglichen Bedarfs gedeckt werden, von der aus in der Regel die 

Gestaltung des beruflichen und sozialen Lebens erfolgt und die nicht oder nur in 

unwesentlichem Umfang zu gewerblichen oder beruflichen Zwecken genutzt werden.  

Vor diesem Hintergrund versichere ich, dass in dem Privathaushalt, für den ich die 

Härtefallhilfen beantrage, nicht mehr als ein Arbeitszimmer je erwerbstätiger Person 

betrieben wird, höchstens aber zwei Arbeitszimmer für den Privathaushalt insgesamt. 

☐  Ich versichere, dass in dem Privathaushalt, für den dieser Antrag gestellt wird, nicht 

mehr als ein Arbeitszimmer je erwerbstätiger Person betrieben wird, höchstens aber 

zwei Arbeitszimmer für den Privathaushalt insgesamt. 
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☐ Ich bestätige, dass der angegebene Rechnungsbetrag korrekt ist und von dem/der 

Antragstellenden, für den dieser Antrag gestellt wird, gezahlt wurde. 

☐ Ich bestätige, dass das angegebene Datum der Lieferung korrekt ist. Soweit 

stattdessen das Datum der Bestellung zum Nachweis des Härtefalls angegeben wurde, 

bestätige ich, dass das Datum der Bestellung korrekt ist und der bestellte Energieträger 

bis spätestens zum 31. März 2023 geliefert wurde. 

☐ Ich bestätige, dass der angegebene Vertragspartner der berücksichtigten 

Liefervereinbarung korrekt ist. 

☐ Ich bestätige, dass die von mir eingereichten Nachweise echt sind und von mir nicht 

verfälscht wurden.  

☐ Ich bestätige, dass mir keine Anhaltspunkte bekannt sind, wonach die von mir 

eingereichten Nachweise von einer anderen Person verfälscht wurden. 

☐  Ich erkläre, dass der/die Antragstellende keinen weiteren Antrag auf Härtefallhilfen für 

einen anderen Wohnsitz gestellt hat. 

☐  Ich erkläre, dass der/die Antragstellende zwischen dem 1. Januar und 1. Dezember 

2022 nicht umgezogen ist, oder, wenn er/sie in diesem Zeitraum umgezogen ist, dass 

er/sie keinen weiteren Antrag auf Härtefallhilfen für seinen/ihren alten beziehungsweise 

neuen Wohnsitz (je nachdem wofür dieser Antrag gestellt wird) gestellt hat oder stellen 

wird. 

☐  Im Namen und im Auftrag der/des Antragstellende erkläre ich mich einverstanden, dass 

die Finanzbehörden von der Verpflichtung zur Wahrung des Steuergeheimnisses 

gegenüber den Bewilligungsstellen und Auszahlungsstellen befreit werden, soweit es 

sich um Angaben oder Daten der/des Antragstellenden handelt, die für die Identifikation 

zum Zwecke der Beantragung der Härtefallhilfen von Bedeutung sind (§ 30 Abs. 4 Nr. 

3 AO). 

☐  Ich erkläre, dass ich zwischen dem 1. Januar und 1. Dezember 2022 nicht umgezogen 

bin, oder, wenn ich in diesem Zeitraum umgezogen bin, dass ich keinen weiteren 

Antrag auf Härtefallhilfen für meinen alten beziehungsweise neuen Wohnsitz (je 

nachdem wofür dieser Antrag gestellt wird) gestellt habe oder stellen werde. 

☐  Ich bestätige die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben in diesem Antrag. Mir ist 

bekannt, dass durch unrichtige oder unvollständige Angaben in diesem Antrag der 

Straftatbestand des Betruges gemäß § 263 StGB verwirklicht sein kann, dass ein 

Betrug mit Freiheitsstrafe von bis zu 5 Jahren (im besonders schweren Fall bis zu 10 

Jahren) oder mit Geldstrafe bestraft werden kann und dass auch der versuchte 

Betrug strafbar ist. 

 

 

 

Ort, Datum          Unterschrift  
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Sofern Wohneinheiten vermietet wurden, unterschreiben Sie bitte die folgende Eigenerklärung 

der/des Zentralantragstellenden. 

 

Die Eigenerklärung der/des Direktantragstellenden und die Eigenerklärung in Vertretung 

der/des Direktantragstellenden werden in diesem Fall nicht benötigt. 

 

Eigenerklärung der/des Zentralantragstellenden 

Allgemeine Erklärungen der/des Zentralantragstellenden (bitte jeweils ankreuzen) 

☐ Ich bestätige, dass ich für den/die Zentralantragstellenden vertretungsbefugt bin. 

☐ Ich bestätige, dass der/die Zentralantragstellende die Feuerstätte(n), für die ich diesen 

Antrag stelle, betreibt beziehungsweise gemeinsam mit anderen betreibt und der/die 

Zentralantragstellende für die anderen Betreiber/innen vertretungsbefugt ist. 

☐ Ich bestätige, dass sich die Feuerstätte(n), für die ich diesen Antrag stelle, in dem 

Bundesland befindet/n, bei dem ich diesen Antrag stelle. 

☐ Ich bestätige, dass der/die Zentralantragstellende keinen weiteren Antrag auf 

Härtefallhilfen für das Wohngebäude bzw. im Falle von einer Feuerstätte für mehrere 

Wohngebäude, für die Feuerstätte, für die ich diesen Antrag stelle, gestellt hat.  

☐ Ich bestätige, dass mit diesem Antrag keine Kosten für nicht leitungsgebundene 

Energieträger geltend gemacht werden, die eines oder mehrere Wohngebäude 

versorgen, deren Wohnraum ausschließlich für Personen bestimmt ist, die 

Grundsicherung beziehungsweise Bürgergeld nach dem SGB II, Hilfe zum 

Lebensunterhalt oder Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem 

SGB XII, von ergänzender Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem 

Bundesversorgungsgesetz oder Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 

erhalten (ausgenommen etwaige Hausmeisterwohnung oder ähnliches). 

☐ Ich bestätige, dass mit diesem Antrag keine Kosten für nicht leitungsgebundene 

Energieträger geltend gemacht werden, die eines oder mehrere Wohngebäude 

versorgen, bei denen für sämtlich darin angebotenen Wohnraum eine Abrechnung der 

Kosten für Heizung und Warmwasser weder rechtlich vorgeschrieben ist noch 

vertraglich vereinbart wurde (ausgenommen etwaige Hausmeisterwohnung oder 

ähnliches). 

☐ Ich bestätige, dass der angegebene Rechnungsbetrag korrekt ist und von dem/der 

Zentralantragstellenden gezahlt wurde.  

☐ Ich bestätige, dass das angegebene Datum der Lieferung korrekt ist. Soweit 

stattdessen das Datum der Bestellung zum Nachweis des Härtefalls angegeben wurde, 

bestätige ich, dass das Datum der Bestellung korrekt ist und der bestellte Energieträger 

bis spätestens zum 31. März 2023 geliefert wurde. 
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☐ Ich bestätige, dass der angegebene Vertragspartner der berücksichtigten 

Liefervereinbarung korrekt ist. 

☐ Ich bestätige, dass die von mir eingereichten Nachweise echt sind und von mir nicht 

verfälscht wurden.  

☐  Ich bestätige, dass mir keine Anhaltspunkte bekannt sind, wonach die von mir 

eingereichten Nachweise von einer anderen Person verfälscht wurden. 

 

☐ Ich bestätige, dass die angegeben Anzahl der Parteien in dem Wohngebäude korrekt 

ist. 

☐ Ich bestätige, dass die angegebene vermietete bzw. WEG-Gesamtfläche des 

Wohngebäudes sowie der Anteil der Fläche, für die ein oder mehrere Verträge über 

wirtschaftliche Nutzung bestehen, korrekt sind. 

☐ Nur eine der beiden folgenden Erklärungen kann zutreffen:  

Wenn der Antrag durch eine/n Vermieter/in gestellt wird: 

a. Sofern der Anteil der Verträge über wirtschaftliche Nutzung 10% der Gesamtnutzung 

nicht übersteigt: Ich versichere, dass in der Immobilie, für die dieser Antrag gestellt 

wird, kein Gewerberaummietvertrag und keine ähnlichen Vereinbarungen über die 

gewerbliche oder freiberufliche Nutzung der Immobilie bestehen oder dass höchstens 

für 10% der vermieteten Fläche solche Vereinbarungen bestehen.  

b. Sofern der Anteil der Verträge über wirtschaftliche Nutzung 10% der Gesamtnutzung 

übersteigt: Ich bestätige, dass in diesem Antrag Härtefallhilfen nur für die 

Nutzeinheiten der Immobilie beantragt werden, für die kein Gewerberaummietvertrag 

und keine ähnliche Vereinbarung über die gewerbliche oder freiberufliche Nutzung 

der Immobilie besteht. Ich erkläre außerdem, dass der/die Zentralantragstellende die 

zu bewilligende Entlastungssumme nur an die Parteien weiterleiten wird, für die kein 

Gewerberaummietvertrag und keine ähnliche Vereinbarung über die gewerbliche 

oder freiberufliche Nutzung der Immobilie besteht. 

Wenn der Antrag durch eine WEG gestellt wird: 

a. Sofern der Anteil von Teileigentum im Sinne von § 1 Absatz 3 des 

Wohnungseigentumsgesetzes 10% der Immobilie nicht übersteigt: Ich versichere, 

dass an dem Gebäude, für das dieser Antrag gestellt wird, kein Teileigentum im Sinne 

von § 1 Absatz 3 des Wohnungseigentumsgesetzes besteht oder dass höchstens für 

10% des Gebäudes Teileigentum in diesem Sinne besteht.  

b. Sofern der Anteil von Teileigentum im Sinne von § 1 Absatz 3 des 

Wohnungseigentumsgesetzes 10% der Immobilie übersteigt: Ich bestätige, dass in 

diesem Antrag Härtefallhilfen nur für Wohneigentum im Sinne von § 1 Absatz 2 des 

Wohnungseigentumsgesetzes beantragt werden. Ich erkläre außerdem, dass der/die 

Zentralantragstellende die zu bewilligende Entlastungssumme nur an die Eigentümer 

von Wohneigentum im Sinne von § 1 Absatz 2 des Wohnungseigentumsgesetzes 

weiterleiten wird, nicht an Eigentümer von Teileigentum im Sinne von § 1 Absatz 3 

des Wohnungseigentumsgesetzes.  
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☐ Ich erkläre, dass der/die Zentralantragstellende die Härtefallhilfen, soweit diese bewilligt 

und ausgezahlt werden, an die Mieter bzw. Eigentümer von Wohneigentum im Sinne von 

§ 1 Absatz 2 des Wohnungseigentumsgesetzes entsprechend ihrer/seiner vertraglichen 

Pflichten weiterleiten wird. 

☐ Ich erkläre, dass der/die Zentralantragstellende das ihm spätestens mit den 

Bewilligungsbescheid zur Verfügung gestellte „Informationsblatt Zentralantragstellende“ 

an die Mieter weiterleiten wird, sofern und sobald die Härtefallhilfen bewilligt und 

ausgezahlt werden.  

☐ Ich erkläre, dass der/die Zentralantragstellende, die Härtefallhilfen nur bis zu einer Höhe 

von 2.000 Euro je Partei weiterleitet und einen möglichen Restbetrag an die 

Bewilligungsstelle nach dem im Bewilligungsbescheid angegebenen Verfahren 

zurückzahlt. 

☐ Namen und im Auftrag der/des Zentralantragstellenden erkläre ich mich einverstanden, 

dass die Finanzbehörden von der Verpflichtung zur Wahrung des Steuergeheimnisses 

gegenüber den Bewilligungsstellen und Auszahlungsstellen befreit werden, soweit es sich 

um Angaben oder Daten der/des Zentralantragstellenden handelt, die für die Identifikation 

zum Zwecke der Beantragung der Härtefallhilfen von Bedeutung sind (§ 30 Abs. 4 Nr. 3 

AO). 

☐ Ich bestätige die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben in diesem Antrag. Mir ist 

bekannt, dass durch unrichtige oder unvollständige Angaben in diesem Antrag der 

Straftatbestand des Betruges gemäß § 263 StGB verwirklicht sein kann, dass ein Betrug 

mit Freiheitsstrafe von bis zu 5 Jahren (im besonders schweren Fall bis zu 10 Jahren) 

oder mit Geldstrafe bestraft werden kann und dass auch der versuchte Betrug strafbar ist. 

 

 

 

 

Ort, Datum          Unterschrift 

 

 


